
 

 
Pressemeldung 
 

Demokratische statt unternehmerischer Hochschule! 
 

Unter dem Motto "Für eine demokratische Hochschulverfassung und eine Hochschule in gesell-
schaftlicher Verantwortung" hat am 10. März der NRW-Landesverband der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft mit 50 erstunterzeichnenden Professoren eine Unterschriftensammlung für eine 
tiefgreifende Überarbeitung des vorliegenden Entwurf eines Hochschulzukunftsgesetz NRW gestar-
tet. Mit gleichem Anliegen wenden sich heute sechs zivilgesellschaftliche und hochschulnahe Or-
ganisationen und Initiativen mit einem offenen Brief an die NRW-Wissenschaftsministerin Svenja 
Schulze.  
 
Beide Aktionen sind scharf abgegrenzt gegen den wütenden Protest, der gleich nach Veröffentli-
chung der Gesetzesvorlage von Hochschulleitungen und aus Wirtschafskreisen vorgetragen wurde. 
Dieser Protest dient ausschließlich der Wahrung von Privilegien und lukrativen Handlungsspiel-
räumen, die 2007 nach Vorarbeit der Bertelsmann-Stiftung durch den damaligen FDP-Minister" 
Pinkwart mit dem so genannten Hochschulfreiheitsgesetz entstanden waren. Damit wurde zu-
gleich die Umorientierung der NRW-Hochschulen vollzogen, die fortan als unternehmerische Hoch-
schulen agierten. Qualität und gesellschaftliche Verantwortung von Forschung und Lehre trat da-
mit in den Hintergrund. Unter dem Primat der Betriebswirtschaft wurde die Drittmittelakquise zum 
Kerngeschäft. Wettbewerb wurde zum Leitmotiv der Hochschulentwicklung. Wirtschaftskreise ge-
wannen über die Hochschulräte maßgeblichen Einfluss auf die Forschung und Lehre. Die Beschäf-
tigungsverhältnisse eines großen Teils der Hochschulbeschäftigten wurden prekarisiert. 
 
Dieser unternehmerischen Ausrichtung der NRW-Hochschule wollte Ministerin Schulze mit dem 
Hochschulzukunftsgesetz entgegenwirken. Die Gesetzesvorlage wird diesem Anspruch nicht ge-
recht. Der unternehmerische Charakter wird nicht in Frage gestellt. Die zu Recht angestrebte 
Transparenz kann leicht umgangen werden. Eine wirklich demokratische Mitbestimmungsregelung 
ist nicht vorgesehen. Die Beschäftigungsverhältnisse sollen nach wie vor privatwirtschaftlich ange-
legt sein. Wege zur tatsächlichen Realisierung des im Entwurf explizit vorgesehenen Beitrags der 
Hochschulen zu einer "nachhaltigen und friedlichen Welt" werden nicht aufgezeigt. 
 
Diese und weitere Mängel werden im hier vorgestellten offenen Brief aufgezeigt. Die Ministerin 
wird aufgefordert, die Gesetzesvorlage grundlegend zu überarbeiten, die Kritik der Hochschullei-
tungen und von Wirtschaftskreisen zurückzuweisen und sich auf einen konstruktiven Dialog mit 
den Befürwortern einer demokratischen Reform der NRW-Hochschulen einzulassen. 
 

Im Rahmen eines Pressegesprächs wird der offene Brief morgen, also  
 

am 14. März um 12 Uhr im offenen Treff der Alten Feuerwache, Melchiorstraße 3 
 

vorgestellt. Wir laden Sie herzlich zu Information und Berichterstattung ein. 
 
Bund demokratischer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler - BdWi 
 
Freier Zusammenschluss von StudentInnenschaften - fzs 
 
Attac NRW 
 
GEW-Studis - Landesausschuss der Studentinnen und Studenten in der GEW NRW 
 
Arbeitskreis Bildung & Erziehung bei Attac Köln - AK:BE 
 
Arbeitskreis Zivilklausel der Universität Köln 
 
weitere Unterzeichnerorganisationen sind angefragt. 
 
 
Kontakt und Information: 
Torsten Bultmann, BdWi - bultmann@bdwi.de  /  www.bdi.de  
Oswald Pannes, AKBE - oswaldpannes@gmx.de  /  www.attac-bildung-erziehung.de  


